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Was Deutschland wirklich braucht
Eine andere Zukunft ist nötig. Eine andere Zukunft ist möglich!

Die, zumindest westliche, Welt ist im 
Umbruch. Nach mehreren hundert 

Jahren Kapitalismus ist der blaue Planet 
runter gewirtschaftet. Eine Änderung der 
Produktions- und Eigentumsverhältnisse 
ist dringend angesagt. So wie es ist, kann 
es nicht weiter gehen. 

In der aktuellen Ausgabe der Metall, der 
Zeitschrift der IG Metall, erklärt der IGM-
Vorsitzende im Editorial: „Deutschland 
braucht eine mutige Politik“. Im Heft wird 
angekündigt: „Wir kämpfen, um den Wan-

del fair zu gestalten und unsere Zukunft 
zu sichern.“ Wir kennen alle das englische 
Adjektiv fair, was mit „den Regeln des 
Zusammenlebens, anständig, gerecht im 
Verhalten gegenüber anderen“ zu verste-
hen ist. Auch in sportlichen Wettkämpfen 
wird Fairness gerne gesehen – und ist unter 
kapitalistischen Profisportbedingungen so 
selten wie die Wildbiene im Ebersberger 
Forst.

Zum 29. Oktober wurden die Metaller 
zum Aktionstag gerufen. 50.000 kamen 

in über 50 Städten. 50.000 von 2,21 Mil-
lionen Mitgliedern. 50.000 wurden zu 
Kundgebungen (oder Sternmärschen wie 
in München) gerufen. 2,205 Millionen 
mussten weiter malochen für das Metall-
kapital und wurde von der Gewerkschaft 
nicht zur Arbeitsniederlegung gerufen. 
Die mitgliederstärkste Gewerkschaft der 
Welt zeigt den kleinen Finger. Sieht so der 
Kampf „um unsere Zukunft“ aus? 

Lesen Sie bitte weiter auf Seite 2 ´
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Es geht anders
Das es anders geht, zeigen die Kolleginnen 
und Kollegen bei Bosch. Bosch will mas-
siv sparen, Personal abbauen und Werke 
schließen – für mehr Profit.

Das Werk in Arnstadt/Thüringen soll 
die Produktion von Lichtmaschinenreg-
lern einstellen und hat dann keine Arbeit 
mehr für die 103 Beschäftigten. Dabei 
bricht Bosch einen Tarifvertrag mit der 
IG Metall, der betriebsbedingte Kündi-
gungen bis Ende 2022 ausschließt – und 
Folgeprodukte vorsieht. In Bühl/Baden 
will Bosch 1.000 der 3.700 Arbeitsplätze 
abbauen und in Billiglohnländer verlagern. 
Auch die Entwicklung ist massiv betroffen. 
Dabei geht es um Elektromotoren etwa für 
Fensterwischer, die auch in Elektroautos 
gebraucht werden. In München will Bosch 
die Produktion von Kraftstoffpumpen und 
Ventilen billig verlagern und das Werk mit 
265 Beschäftigten schließen. Dabei wäre 
Arbeit noch für acht, neun Jahre da. Und 
ein Alternativkonzept, dass der Betriebsrat 
mit IG Metall und Experten erarbeitet hat. 

600 kamen zum Protest gegen diese 
Pläne in München vor das Bosch-Werk in 
Berg am Laim am 19. November – bei 265 
Beschäftigten. Sie erfuhren breite Solida-
rität. Abordnungen von BMW, von Os-
ram, Atos und Krauss-Maffei sowie MAN 
nahmen teil. Ebenso Kolleginnen und 
Kollegen aus anderen Bosch-Standorten, 
mit vier Bussen anreisend, dabei auch Ver-
trauensleute von Daimler Stuttgart. Auch 
Kollegen des MVV zeigten sich solidarisch. 
Beeindruckend!

Deutschland braucht mutig kämpfende 
Gewerkschaften mit einer klaren Per- 
spektive. Jugendliche machen es vor und 
fordern längst einen „system change“. Und 
in den Gewerkschaften brauchen wir einen 
Wechsel des politischen Klimas – weg von 
vermeintlicher Partnerschaft.

„Gemeinsam sind wir stark“, schrieben 
die Osram-Kolleginnen und -kollegen auf 
ihr Transparent bei der Bosch-Kundge-
bung.                                                   nRW

´ Fortsetzung von Seite 1

Was Deutschland wirklich braucht

„Zukunft erkämpfen“, ein Zusammen-
schluss von Arbeiterinnen und Arbeitern, 
Gewerkschafterinnen und Gewerkschaf-
tern, organisierte eine Demonstration vom 
U-Bahnhof Kreillerstraße zum Boschwerk. 
Ca. 300 beteiligten sich am Freitagmor-
gen, auch die Jugendorganisation SDAJ 
und die DKP mobilisierten zu dieser De-
monstration.

Zur Auftaktkundgebung der Demonstration 
erklärte der Sprecher der DKP und Be-
triebsrat der IG Metall, Stefan: 
„Wenn wir heute als Metaller den soge-
nannten Fairwandel fordern, dürfen wir 
nicht denken, dass die Unternehmer „fair“ 
werden könnten – selbst wenn sie wollten. 
Denn die Konkurrenz am Weltmarkt zwingt 
sie zur Profitmaximierung und so ist ihnen 
das Klima so wurscht wie die Existenz-
bedingungen von uns lohnabhängigen 
Menschen und Familien. Nach jahrelangen 
Lohnkürzungen sollen unsere Kolleginnen 
und Kollegen bei Bosch nun die Schließung 
hinnehmen. Ist das fair?
Dagegen gehen wir heute in Solidarität mit 
den kämpfenden Kolleginnen und Kollegen 
bei BOSCH auf die Straße. Denn wir ar-
beitenden Menschen sind es, die die Werte 
schaffen. Darüber verfügen aber, das tun 
andere. Am Ende entscheiden die Bosse in 
Stuttgart für das Bosch-Kapital, wo noch 
mehr aus den Arbeiterinnen und Arbeitern 
herauszupressen ist.
Wir wollen den Kolleginnen und Kollegen 
heute ein Zeichen der moralischen Un-
terstützung entgegenbringen: Euer Weg 
ist richtig, den Managern keine ruhige 
Minute!
Genau deswegen ist es auch so wichtig, 
dass die Solidarität weit übers Werk hinaus 
geht, heute sind Bosch-Kolleginnen und 
-Kollegen aus Baden-Württemberg und 
Thüringen gemeinsam hier. Aber auch 
Kolleginnen und Kollegen aus anderen 
Betrieben und Branchen.
Richtig ist, wenn die IG Metall fordert: 
Keine Entlassungen wegen der Transfor-
mation! Ein Umbau, der sich sozial und 
ökologisch schimpft, erfordert die Umstel-
lung der Produktion!
Das lässt sich nicht durch Hoffen auf die 
Fairness des angeblichen Sozialpartners 
durchsetzen, sondern am Ende nur mit 
dem organisierten und geschlossenen 
Kampf der Belegschaft und ihrem zentralen 
Kampfmittel, dem Streik.
Denn nur auf Augenhöhe lassen sich die 
Unternehmer etwas abtrotzen. Geschenkt, 
das wissen wir inzwischen alle – gibt es 
nichts. Wer einen „Fairwandel“ einfordert, 
muss bereit sein, konsequent gegen die 
vorzugehen, die unfair handeln, die ihren 
Besitz in ihrem Interesse einsetzen. Und 
das tun die Kolleginnen und Kollegen bei 
Bosch und deswegen sind wir solidarisch. 
Weil sie uns Mut machen, nicht mehr alles 
hinzunehmen. Weiter so!“
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Die Gewerkschaft Verdi verhandelte 
für über zwei Millionen Kolleginnen 

und Kollegen, vom Forstarbeiter bis zur 
Pflegerin auf der Intensivstation. Nach 
zwei Verhandlungsrunden ohne Angebot 
seitens der so genannten Dienstherren1 
folgte die dritte am 27. November, die 
wieder begleitet war von Warnstreiks zehn- 
tausender Kolleginnen und Kollegen. 

Aktive Verdi-Kollegen, die sich an den 
Streiks beteiligt hatten, bewerten das Er-
gebnis als nicht zufriedenstellend. Zuerst 
14 Nullmonate, denn erst ab 1. Dezember 
2022(!) treten 2,8 Prozent Entgelterhöhung 
in Kraft. Die Laufzeit endet am 30. Septem-
ber 2023. Vereinbart wurde eine steuerfreie 
Einmalzahlung von 1.300 Euro für alle, 
auszuzahlen spätesten im März 2022. Für 
die Beschäftigten im Gesundheitswesen – 
das sind v.a. die 17 Unikliniken – wurden 
die Zulagen teilweise kräftig erhöht, um 
der dort entstandenen Wut nachzugeben. 
Nicht umsonst also hatten die Kolleginnen 
und Kollegen der Münchner Unikliniken 
beschlossen, an den Streiktag 25. Novem-
ber den nächsten Tag noch dran zu hängen.

Ohne Streik wird sich nichts verändern! Zu- 
sätzlichen Schwung bekam diese Tarif-
runde durch den erfolgreichen Streik 
der Belegschaft der Berliner Uniklinik 
Charitè. Nach 30 Tagen Ausstand er- 
kämpften sie einen „Tarifvertrag Ent-
lastung“, mit dem hunderte neuen 
Stellen geschaffen werden müssen. Ein 
wichtiger Sieg für die Beschäftigten im 
Gesundheitsbereich!

Die sogenannten Dienstherren – wie et- 
wa Ministerpräsident Söder – sind vereinigt 
in der Tarifgemeinschaft deutscher Länder 

Die Unverschämtheiten der Dienstherren
Die Tarifrunde der Beschäftigten der Länder ist gelaufen – kämpferischer als früher.

(TdL). Sie waren sich nicht zu schade da-
für, die Beschäftigten zu verhöhnen, die 
aufgrund der Belastungssituation an den 
Kliniken 300 Euro Einmalzahlung forder-
ten. Von Anfang an hatte der Vorsitzende 
der TdL, der niedersächsische Finanz- 
minister Reinhold Hilbers (CDU), unver-
schämt erklärt, dass eine bessere Bezah-
lung im Gesundheitswesen nicht nötig sei.

Durch die Pandemie habe es nur eine 
temporäre Belastung gegeben, die nicht 
dauerhaft zu honorieren sei. Hilbers sieht 
auch keinen grundsätzlichen Fachkräfte- 
mangel im Gesundheitswesen, größere 
Stellenbesetzungsprobleme würde es nicht 
geben. Außerdem müsse aus Sicht der TdL 
das Personal im Länderbereich einen nen-
nenswerten Beitrag zur Konsolidierung der 
Haushalte leisten. Herr Minister Hilbers 
drohte darüber hinaus mit Personalabbau.2 

Diese Herren waren in der Tarifrunde 
eigentlich angetreten, um das Lohngefüge 
zu stürzen: die Arbeitsvorgänge sollten 
neu bewertet werden, die Neueingrup-
pierung sollte kleinteiliger werden, was 
zu Lohnverlust geführt hätte. Jahrelange 
Berufserfahrung würde als Folge entwertet. 
Die Dienstherren orientieren sich dabei an 
der Metallindustrie, wo das schon lange in 
Tarifverträge gegossen ist. Die TdL beharr- 
te während zweier Verhandlungen erpresse-
risch darauf, ohne Zugeständnisse von Ver- 
di bei der Eingruppierung werde es keine 
Bewegung beim Lohn geben. Dieser An-
griff konnte fürs Erste abgewehrt werden, 
um den Preis des obigen Ergebnisses.

                                                          nkrn

1  Der Begriff Dienstherr entspricht dem „Arbeitgeber“ 
in der Fabrik. 

2 Quelle: div. Tarifinfos Verdi, Nov. 2021)

Bericht eines Kollegen des 
Klinikum Rechts der Isar

Am 16. November streikten 600 Kol-
leginnen und Kollegen des Klinikums 
Rechts der Isar, des Klinikums der Uni-
versität München und des Herzzentrums. 
Sie folgten damit dem Warnstreikaufruf 
von Verdi in der Tarifrunde der Länder. 
Pünktlich zum Streiktermin entdeckten 
die Verantwortlichen am Rechts der 
Isar ihr Herz für die Gesundheit der 
Patienten. Mit Hilfe der Notdienstver-
einbarung setzten sie in vielen Stationen 
eine höhere Besetzung durch als an 
normalen Tagen. Zusätzlich bauten sie 
mit Schreiben an die Kolleginnen und 
Kollegen, die streiken wollten, Druck auf 
und verpflichteten sie zum Notdienst. 
Gerade in den für die Einnahmen 
und damit den Profit wichtigen Berei-
chen wie der Anästhesie sollte so dem 
Streik die Wirkung genommen werden. 
Die Klinikleitung und die Verantwortli-
chen in der bayerischen Regierung inte- 
ressieren sich sonst aber nicht für die 
Situation in den Krankenhäusern. Un-
terbesetzung, Arbeitshetze und schlechte 
Bezahlung sind dort Alltag. Umso besser, 
dass sich trotz des Drucks 200 Kollegin-
nen und Kollegen am Streik im Rechts 
der Isar beteiligt haben und für eine bes- 
sere Bezahlung an den Unikliniken und 
für alle Landesbeschäftigen aktiv waren. 
Ein Streikleiter kommentierte: „Beteili-
gung besser als sonst – kommt einem 
Aufruhr gleich!“                             nNN
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5.000 Menschen kamen am 15. Oktober 2020 zu einem Warnstreik samt öffentlichen Betriebsversammlung der MAN-Werker 

Es waren keine guten Voraussetzungen 
für die diesjährige Tarifrunde im Groß- 

und Außenhandel sowie dem Einzel- 
handel. Im Einzelhandel haben wir es 
mit einer gespaltenen Konjunktur zu tun. 
Da sind auf der einen Seite die Profiteu- 
re der Pandemie. Dazu gehören die 
Lebensmittelmärkte, Discounter, Dro-
geriemärkte, die SB-Warenhäuser, die 
hauptsächlich Lebensmittel verkaufen, 
und natürlich der Online-Handel. Alle 
hatten seit März 2020 hohe Umsatzsteiger- 
ungen, was sich natürlich auch auf die 
Gewinne niedergeschlagen hat.

Auf der anderen Seite gab es aber Ver-
lierer. Das waren die Geschäfte, die haupt-
sächlich Textilien, Schuhe, Möbel und alle 
anderen Sachen verkaufen, die nicht un-
bedingt für den direkten Lebensunterhalt 
nötig sind. Diese Geschäfte waren über 
Monate geschlossen und konnten ihre 
Ware häufig nicht loswerden oder mussten 
sie nach der Öffnung mit großen Rabatten 
verkaufen. Auch der Online-Handel wie 
z.B. Amazon setzt ihnen zu. Darunter 
fallen viele bekannte Unternehmen, aber 
auch kleine Geschäfte, deren Besitzer 
kaum über große Rücklagen verfügen und 
auf die zähfließenden staatlichen Gelder 
dringend angewiesen waren.

In den Betrieben, in denen während der 
Pandemie gearbeitet wurde, ist die gewerk-

Auf der Flucht
Nach Abschluss eines Tarifvertrages wollen sich Unternehmer im Handel durch Tarifflucht ihren 
Verpflichtungen entziehen. Die Kolleginnen und Kollegen müssen weiter kämpfen.

schaftliche Organisierung der Kolleginnen 
und Kollegen so gut wie nicht vorhanden. 
Wer kann sich schon vorstellen, dass bei 
Rewe, Edeka, Aldi, Lidl oder Netto ge-
streikt wird? 

Viele Kolleginnen und Kollegen waren 
pandemiebedingt in Kurzarbeit. In die-
ser Situation in diesen Bereichen Druck 
aufzubauen, ist nur schwer möglich. Le-
diglich bei den großen SB-Warenhäusern 
wie Kaufland, Marktkauf etc. waren und 
sind Aktionsmöglichkeiten vorhanden. Es 
waren also keine guten Voraussetzungen 
für die Tarifrunde.

Besonders betroffen von Kurzarbeit 
waren Kolleginnen und Kollegen in 
Betrieben, die keinen Betriebsrat hatten. 
Diese wurden häufig mit 60 bzw. 67 
Prozent Kurzarbeitergeld abgespeist und 
das bei eh schon geringen monatlichen 
Einkommen. In Betrieben, in denen es 
einen Betriebsrat gibt, konnten Rege-
lungen durchgesetzt werden, die Verdi 
zur Aufstockung des Kurzarbeitergelds 
erreicht hatte: zu Anfang 100 Prozent, 
nach drei Monaten 80 Prozent des Net-
toeinkommens. 

Der Kapitalistenverband HDE (Han-
delsverband Deutschland) präsentierte als 
Tarifangebot einen „Orientierungsrahmen 

für freiwillige Entgelterhöhungen“: zwei 
Prozent mehr bei 36 Monaten Laufzeit 
und mehreren Nullmonaten, und dass 
bei Umsatzsteigerungen von zum Teil 
acht Prozent. Dazu wollte der HDE eine 
„Differenzierung“ je nach Geschäftslage 
vereinbaren, also keine Tariferhöhung für 
alle! „Das ist ein Schlag ins Gesicht der 
Kolleginnen und Kollegen, die Tag für Tag 
ihre Gesundheit auf Spiel gesetzt haben, 
um die Versorgung der Bevölkerung sicher-
zustellen“, kommentierte der zuständige 
Gewerkschaftssekretär, Orhan Akman. 
„Die Ausgaben, die die Beschäftigten 
zu schultern haben, differenzieren auch 
nicht nach Teilbranchen“, unterstreicht 
Akman. „Wenn Unternehmen wirklich in 
eine Krise geraten sind, haben wir in der 
Vergangenheit immer Lösungen gefunden. 
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Dafür bieten die Tarifverträge auch in 
ihrer bisherigen Form ausreichend Spiel-
raum. Was der HDE hier will, ist aber ein 
Wünsch-Dir-Was für die Unternehmer, das 
ist mit uns nicht zu machen!“ 

Nach monatelangen, von vielfältigen Ak-
tionen und Streiks begleiteten (siehe auch 
Auf Draht vom 20. Juli 2021) Verhandlun-
gen, wurde am 29. September in Hessen 
ein Abschluss erreicht. Wenige Tage später 
folgte der Tarifbezirk Nordrhein-Westfalen. 
Nach über 1.500 Streikaktionen in 120 Be-
trieben wurde dann am 22. Oktober auch 
in Bayern ein Tarifvertrag geschlossen:
•	 3 Prozent mehr in 2021
•	 1,7 Prozent mehr in 2022
•	 Erhöhung der Ausbildungsvergütung 

und
•	 keine Abschläge (Differenzierung) für 

die Kolleginnen und Kollegen aus soge- 
nannten pandemiebetroffenen Betrie-
ben.

Eine bescheidene Verbesserung der Le-
bensbedingungen bei steigenden Preisen 

z.B. für Kraftstoffe und Heizung, aber nicht 
ausreichend, um für einen Großteil der 
Beschäftigten Altersarmut zu verhindern. 

„Die Verbraucherpreise sind auf einem 
30-Jahres-Hoch.“ (Handelsblatt, 28.8.2021)

Dabei werden die zehn reichsten Händ-
lerfamilien wie z.B. der Albrecht-Clan 
(Aldi), Dieter Schwarz (Lidl) oder die Ot-
tos (Otto-Katalog) auf ein Privatvermögen 
von 110 Milliarden Euro geschätzt. Aber 
genug ist denen nicht genug. Durch Tarif- 
flucht, d.h. Austritt aus dem Kapitalisten-
verband, entziehen sie sich ihren tarifver-
traglichen Verpflichtungen. Armutslöhne 
und drohende Armutsrenten sind so wei-
terhin bittere Realität für die Kolleginnen 
und Kollegen des Handels. 

Kein Ende der 
Auseinandersetzung in Sicht

Dies kann nur durch die sogenannte All-
gemeinverbindlichkeitserklärung des Ta-

Black Friday, aber anders als geplant. Seit Jahren weigert sich der internationale Handelsgigant Amazon, einen Flächentarifvertrag 
sowie einen Tarifvertrag für gesunde Arbeit mit Verdi abzuschließen. Doch die Kolleginnen und Kollegen bei Amazon bleiben mit ihren 
Forderungen hartnäckig. Der als Schnäppchenjagd für Konsumenten geplante sogenannte Black Friday wurde zum schwarzen Tag 
für Amazon. In fast allen Logistikcentern wurde gestreikt. Auch in den USA, in Bangladesch, Spanien, Indien, Frankreich, Italien und 
Großbritannien beteiligten sich die Belegschaften an den Arbeitsniederlegungen.
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rifvertrages durch das zuständige Bundes-
ministerium verhindert werden. Allerdings 
müssen den Antrag beide Tarifvertragspar-
teien gemeinsam stellen – und das verwei-
gern die bayrischen Handelsunternehmer. 
„Tarifflucht, Dumpinglöhne, unfreiwillige 
Teilzeit und ständiger Personalabbau sind 
die Folgen fehlender Tarifbindung und 
des Vernichtungswettbewerbs. Die Kosten 
dafür werden auf die Gesellschaft abge-
wälzt. Mehr als zwei Millionen Menschen 
sind allein im Handel von Altersarmut 
bedroht. Die Kosten dieser Altersarmut 
treffen die Beschäftigten, müssen aber 
von der gesamten Gesellschaft finanziert 
werden“, schreibt Verdi in einem Flugblatt. 
Dieses zu verhindern, braucht aktive und 
gewerkschaftlich organisierte Kolleginnen 
und Kollegen.                                    nRW
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Wie lange von Virologen und Epi-
demiologen vorhergesagt, steigen 

die Zahlen der symptomatischen Covid-
19-Infektionen in Deutschland exponen-
tiell, das heißt nahezu explosionsartig. 
Angesichts überlasteter Intensivstationen 
ging in einer öffentlichen Stellungnahme 
selbst dem sonst so hölzern daherkommen-
den RKI-Präsidenten, Lothar Wieler, der 
Gaul durch. Trotz seiner Warnungen seit 
Monaten an die Politik kam bisher keine 
tatkräftige Reaktion, sondern im Gegenteil 
wurden – wohl wahlkampfbedingt – nur 
hoffnungsvolle rosige Zeiten eines Pande-
mieendes herbeigeredet. Doch das Virus 
und insbesondere die Delta-Variante sind 
eben unerbittlich und lassen sich durch ei-
nen Wahlkampf und anschließende Koali- 
tionsverhandlungen nicht aufhalten.

Was hätten Politik und insbesondere 
Gesundheitsminister Jens Spahn schon 
längst machen müssen? 

Es war klar und durch Studien mehrfach 
gezeigt, dass bei den Alten, bei Senioren- 
und Pflegeheimbewohnern der Schutz 
durch die Impfung nach spätestens vier 
bis sechs Monaten nach der Erstimp-
fung deutlich nachlässt. Daher hatte die 
Ständige Impfkommission (Stiko) schon 
in ihrer Presseerklärung vom 7. Oktober  
dringend empfohlen, allen über 70-Jähri-
gen eine Auffrischungsimpfung zu geben. 
Bei „BewohnerInnen und Betreuten in 
Einrichtungen der Pflege für alte Men-
schen“ sollten „aufgrund des erhöhten 
Ausbruchspotentials … auch Bewohne-
rInnen im Alter von unter 70 Jahren einge- 
schlossen“ werden. Darüber hinaus sollten 
solche Auffrischungen auch „Pflegeper-
sonal und andere Tätige mit direktem 

türlich bei jungen Menschen mit gutem 
Immunsystem besser und anhaltender 
als bei älteren Personen oder Personen, 
die auf Grund anderer Erkrankungen ein 
geschwächtes Immunsystem haben. Das 
ist der Grund, warum ältere Menschen 
einerseits durch Infektionen stärker gefähr-
det sind und andererseits der Schutz auch 
nach einer Impfung nicht so gut ist und so 
lange anhält wie bei jüngeren.

Deshalb sind die über 60-Jährigen schon 
während der ganzen Pandemie deutlich 
gefährdeter als die unter 60-Jährigen. Das 
gilt natürlich auch jetzt insbesondere, da 
die Impfungen der älteren Personen am 
längsten zurückliegen. Eine systematische 
Booster- oder Auffrischimpfung hätte bei 
ihnen schon längst stattfinden müssen. 
Hier hat die Politik eindeutig versagt. Die 
Toten in den Heimen durch Corona sind 
die Folge dieses Versagens. Auch die Situa-
tion auf den Intensivstationen wäre immer 
noch entspannt, wenn Bundesregierung 
und Länderregierungen einschließlich des 
Superman Markus Söder wenigstens auf 
die dringenden Empfehlungen der Stiko 
reagiert hätten und nicht nur dann, wenn 
es ihnen in das politische Kalkül passt.

Weil die Situation jetzt so ist, wie sie ist, 
müssten die verantwortlichen Politiker 
eigentlich für etwa 14 Tage einen harten 
Lockdown mit Ausnahme der Schulen 
beschließen. Doch sie haben wieder nur 
Stückwerk beschlossen unter Einschrän-
kung von kulturellen und persönlichen 
Freiheiten. Das wird nicht reichen zum 
schnellen Brechen der 4. Infektionswelle. 
Deshalb hat die Stiko inzwischen auch 
grünes Licht gegeben für Boosterimp-
fungen für alle über 18-Jährigen. „Ziele 
der Ausweitung der bestehenden Auffri-
schimpfempfehlung … (sind) die Reduk-
tion der Übertragung von SARS-CoV-2 in 
der deutschen Bevölkerung, um Infekti-
onswellen abzuschwächen und zusätzliche 
schwere Erkrankungs- und Todesfälle zu 
verhindern.“ Klar weist die Stiko erneut 
darauf hin, dass das boostern von Alten 
Vorrang haben muss und die Impfung von 
noch nicht Geimpften entscheidend ist. 

Hierin liegt eines der Hauptversäumnis-
se der Bundes- und Länderregierungen. 
Nicht nur flexible Impfangebote vor Ort im 
Stadtteil, im Einkaufszentrum, in den Fuß- 
gängerzonen sind dafür notwendig, son-
dern insbesondere flächendeckende, gut 
verständliche und wiederholte persön-
liche Aufklärungen, bei denen auch auf 
die Ängste und Vorurteile der Menschen 
im Einzelnen eingegangen werden kann. 
Denn die Wenigsten der bisher nicht Ge-
impften sind überzeugte Impfverweigerer.

Corona-Tote sind selbstgemacht
Boosterimpfungen kommen viel zu spät. Die Pharma-Industrie ist auf der Gewinnerseite.

Kontakt mit den zu Pflegenden“ erhal-
ten. Während die Politiker sonst bereits 
Wochen vor einer Empfehlung der Stiko 
mit besserwisserischer Anmaßung wenig 
sinnvolle Maßnahmen umsetzten, haben 
sie hier völlig versagt. Anstatt gezielt Impf-
teams zu aktivieren, wurden im Gegenteil 
die Impfzentren geschlossen. Auch der 
schnelle Schutz der Heimbewohner zum 
Beispiel durch verbindlich vorgeschriebe-
ne kostenlose Tests für Beschäftigte und 
Besucher wurde unterlassen.

Seit langem ist klar, dass auch Geimpfte 
drei bis vier Monate nach der Impfung 
wieder mit dem Corona-Virus infiziert sein 
können – wenn auch meist symptomlos. 
Sie können dann andere Personen wieder 
anstecken, obwohl sie selbst weiter vor 
einer Erkrankung geschützt sind. Das 
liegt daran, dass eine ausreichend hohe 
Konzentration von Antikörpern gegen das 
Virus auf den Schleimhäuten in Mund, 
Nase und Rachen nach der Impfung nur 
anfangs vorhanden ist. Nur in dieser Zeit 
werden die Viren sofort abgetötet und kön-
nen folglich nicht mehr übertragen werden. 

Nach der Impfung ist ein gesundes Immun- 
system in der Lage, schnell Antikörper zu 
produzieren (Kurzzeitwirkung) und gleich- 
zeitig Immungedächtniszellen zu produzie-
ren, die den Geimpften über einen längeren 
Zeitraum vor Erkrankung schützen (Lang-
zeitwirkung). Diese Gedächtniszellen des 
Immunsystems können nämlich dann, 
wenn eine Coronavirusinfektion auftritt, 
sofort reagieren und die Antikörperpro-
duktion umgehend wieder hochfahren. 
Wie lange dieser Schutz reicht, weiß man 
heute noch nicht genau, mindestens aber 
etwa ein Jahr. Das alles funktioniert na-
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Die derzeitige Situation – „ganz Deutsch-
land ist ein Ausbruch“ – ist dem Pharma-Kon-
zern Pfizer/BionTech nur recht. Seine Ge- 
winne schnellen in die Höhe. Das nach 
dem Versagen der Politik jetzt notwendi-
ge massenhafte Boostern ist ein warmer 
Kapitalregen.

Das politische Versagen trotz unseres 
hochtechnifizierten Gesundheitswesens 
zeigt schlaglichtartig: Nicht der arbeitende 
Mensch steht im Mittelpunkt unserer ka-

So hat noch die alte Bundesregierung 
beschlossen, dass seit 1. November 

nicht geimpfte Kollegen keine Lohnfort-
zahlung mehr bekommen, wenn sie nicht 
krankgeschrieben sind, aber in Quarantä-
ne müssen. Das ist z.B. der Fall, wenn sie 
Kontakt mit infizierten Personen hatten. 
Der Unternehmer kann sich dann die 
angefallenen Lohnkosten nicht mehr von 
Staat zurückholen, wie das noch bis zum 
1. November möglich war. D.h. in der Re-
gel, dass der Kapitalist den Lohn für diese 
Zeit abzieht. Das Argument von Herrn 
Spahn und all der anderen ach so verant-
wortungsbewussten Politiker lautet, es sei 
doch den Geimpften nicht zuzumuten, für 
die Unvernunft und Unverantwortlichkeit 
derjenigen zu bezahlen, die sich nicht 
impfen lassen wollen. Was uns sonst alles 
an Unvernunft und Unverantwortlichkeit 
zugemutet wird, für das unsere Steuergel-
der verbraucht werden, interessiert dabei 
natürlich nicht. Oder fragen Spahn & Co. 
jemals, ob wir es etwa für vernünftig und 
verantwortlich halten den großen Kon-
zernen allerlei Subventionen zu bezahlen, 
obwohl diese doch bereits Milliarden an 
Rücklagen und weitere Milliarden, die 
an die Eigentümer ausgezahlt werden aus 
unseren Knochen und Hirnen gepresst 
haben? Oder ob wir Milliarden für Kriegs-
vorbereitungen verantwortlich finden? 

Wir lassen uns nicht spalten – Hän-
de weg von der Lohnfortzahlung!

Um Vernunft oder Unvernunft geht es also 
nicht, sondern darum, die Lohnfortzah-
lung überhaupt anzugreifen und damit uns 
alle. Denn das bedeutet es, wenn die Lohn-
fortzahlung abhängig gemacht wird vom 
individuellen Verhalten des Einzelnen. 
Man braucht nicht viel Fantasie, um sich 
vorzustellen, für was da Tür und Tor geöff-
net wird. Schließlich wird in diesem Land 

in zunehmendem Maße dafür getrommelt, 
dass Krankheit und Gesundheit in der 
Verantwortung des Einzelnen liegt. Du 
rauchst oder bist zu schwer, Du bewegst 
dich zu wenig, Du isst das falsche? War-
um Lohnfortzahlung für Krankheiten, die 
man darauf zurückführt? Du fährst Ski?  
Warum soll der Kapitalist dich bezahlen, 
während du deinen Beinbruch ausku-
rierst? Du bist doch selbst schuld. 

Längst wird diskutiert, die Kranken-
kassenbeiträge entsprechend zu staffeln. 
Wer sich vermeintlich ordentlich verhält, 
bezahlt weniger, wer nicht, mehr. Die ge-
sellschaftlichen Ursachen für Krankheiten 
– Arbeitshetze, Existenznöte, Stress, enge 
aber teure Wohnungen, Schadstoffaus-
stöße usw. – sind dann verschwunden, 
genauso wie das allgemeine Recht auf 
Lohnfortzahlung, egal warum und an was 
man erkrankt.

pitalistischen Gesellschaft – weder im Ge-
sundheitswesen noch sonst wo. Ein plan- 
mäßiges Handeln nach den Bedürfnissen 
der Menschen ist nicht umsetzbar, solange 
der Monopolkapitalismus das Sagen hat. 

Selbst, wenn es zu einem „Notfall na-
tionalen Ausmaßes“ kommt, kann nicht 
ausreichend reagiert werden, da die zent-
ralisierten Strukturen dafür fehlen. Einzel-
interessen von niedergelassenen Ärztinnen 
und Ärzten, Kapitalinvestoren, Pharma- 

und Geräteindustrie sowie sogenannten 
gemeinnützigen Organisationen machen 
ein planvolles Vorgehen unmöglich.

 Gleichzeitig fehlt das notwendige Perso-
nal vornehmlich im Krankenhaus wie auch 
im öffentlichen Gesundheitswesen durch 
die jahrelange Sparpolitik des Staates, der 
als Sachwalter des Gesamtkapitals die 
Kosten für die Arbeitskraft möglichst klein 
halten muss.                           nRobert Profan

Angriff auf die Lohnfortzahlung
Im Schatten der Pandemie wird so einiges durch die Hintertür ausprobiert, was sonst nicht 
einfach durchzusetzen wäre.

16 Wochen lang haben Metaller 1956/57 
für die Lohnfortzahlung gestreikt und 
damit den Grundstein erkämpft für das 
seit 1970 für jeden Lohnarbeiter geltende 
Recht auf Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall. Seitdem machen Regierung und 
Kapital immer wieder Vorstöße, dieses 
Recht anzugreifen. 

Die Streichung der Lohnfortzahlung bei 
Quarantäne ist ein weiterer Schritt dazu, 
wie auch der DGB kritisiert. Doch verbaler 
Protest alleine wird nicht reichen. 

D ie Lohnfortzahlung wurde uns nicht ge- 
schenkt. Lassen wir nicht zu, dass sie wie-
der abgeschafft wird, auch nicht durch die 
Hintertür!                                                             ngr



Ja, es ist notwendig und für jeden einzel-
nen auch ratsam, sich gegen Covid 19 

impfen zu lassen, um das Risiko, sich anzu-
stecken oder gar schwer zu erkranken, zu 
verringern und damit auch das Risiko, den 
Virus weiter zu tragen. Darüber müssen wir 
diskutieren und versuchen zu überzeugen.

Etwas völlig anderes ist es, nicht Ge-
impfte für das Fortdauern der Pandemie 
verantwortlich zu machen und sie aus dem 
gesellschaftlichen Leben auszugrenzen. 
Das hat nichts mehr mit Pandemiebekämp-
fung zu tun, sondern damit, uns zu spalten, 
indem ein Teil zum Sündenbock erklärt 
und entrechtet wird. Herr Merz hat kürz-
lich sogar 2G am Arbeitsplatz gefordert, 
also ein Arbeitsverbot für Ungeimpfte. Ein 
staatlich gewünschtes Verhalten zu erpres-
sen, indem dieser Staat selbstverständliche 
Rechte für jeden außer Kraft setzt, der 
sich anders verhält, hat nichts mehr mit 
bürgerlich-demokratischem Recht zu tun 
und ist ein Angriff auf uns alle. 

Es ist ein Manöver, um uns abzulenken 
von der Unverantwortlichkeit und Un-

fähigkeit der zuständigen Bundes- und 
Länderregierungen im Umgang mit der 
Pandemie. Von dem Skandal eines derart 
maroden Gesundheitssystems, das zur 
Folge hat, dass nun nach bald zwei Jah-
ren Pandemie Tausende Intensivbetten 
weniger zur Verfügung stehen als noch zu 
Beginn. Von einer Politik, die während des 
Wahlkampfes sich verhält, als gebe es kein 
Corona-Virus mehr, als könnten Geimpfte 
das Virus nicht mehr weitertragen, obwohl 
längst bekannt war, dass dem nicht so ist. 
Gewählt zu werden ist wichtiger als stei-
gende Infektionszahlen. Uns abzulenken 
von wieder einmal fehlenden Impfkapazi-
täten, von zu wenigen Teststationen und 
und und …

Der Ärger darüber und die Angst vor der 
Ansteckung sollen gegen nicht Geimpfte 
gelenkt werden, statt dass wir gemeinsam 
gegen Regierung und Kapital kämpfen und 
diesem Wahnsinn ein Ende bereiten.      ngr

Ja zum Impfen. 
Nein zur Hetze gegen nicht Geimpfte
Das hat nichts mehr mit Pandemiebekämpfung zu tun, sondern 
damit, uns zu spalten. 
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Vorkriegs- und Kriegszeiten – 1914 bis heute

100 Jahre Chinas Kampf
um den Sozialismus

Das Unmögliche möglich gemacht

Wir wünschen unseren Leserinnen und Lesern, Freundinnen und Freunden
erholsame Feiertage, einen guten Rutsch ins Neue Jahr, 

viel Kraft und vor allem Gesundheit.

Die nächste Auf Draht erscheint 
online am 23. Januar 2022 und gedruckt zwei Tage später.


